Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2767 


Sachgebiet 61 


Vorblatt 


Gesetz über die weitere Finanzierung von Maßnahmen 
zur Verbesserung der Verkehrs Verhältnisse der Ge- 
meinden und des Bundesfernstraßenbaus 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

1. Die laufenden Haushaltseinnahmen des Bundes und der Ge- 
meinden reichen nicht aus, um den Straßenbau in dem für 
erforderlich gehaltenen Maße voranzutreiben. 

2. Das Straßengüterverkehrsteuergesetz läuft zum Jahresende 
aus. Dies würde nicht nur den AVegfall einer Einnahme, 
sondern auch eine Veränderung der Wettbewerbslage 
zwischen Schiene und Straße bedeuten. 


B. Lösung 

1. Die Mineralölsteuer für Treibstoffe (Benzin, Dieselöl und 
Flüssiggas) soll um 4 Pf je Liter erhöht werden. Das Mehr- 
aufkommen soll für den Straßenbau zweckgebunden sein 
und zu drei Vierteln den Gemeinden und zu einem Viertel 
dem Bund zufließen. Eine Belastung der Landwirtschaft wird 
vermieden. 

2. Die Progression der Kraftfahrzeugsteuer für schwere Last- 
kraftwagen soll verstärkt werden. Die Steuererhöhung wirkt 
sich für Zweiachser stärker aus als für Drei- und Mehrachser 
und setzt ab einem zulässigen Gesamtgewicht über 12 000 kg 
ein. Lastkraftwagen im Container- und Huckepackverkehr 
werden unter bestimmten Voraussetzungen steuerfrei ge- 
stellt. 


C. Alternativen 

Der Bundesrat wird am 12. November 1971 Stellung nehmen. 
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D. Kosten 

Die Erhöhung der Mineralölsteuer, an der der Bund zu einem 
Viertel und die Gemeinden zu drei Vierteln teilhaben, wird ein 
Mehraufkommen erbringen von insgesamt 


1,3 Mrd. DM in 1972 

1.5 Mrd. DM in 1973 

1.6 Mrd. DM in 1974. 


Das Kraftfahrzeugsteuermehraufkommen wird auf 250 Millio- 
nen DM jährlich geschätzt; der Bund ist daran nicht beteiligt. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 26. Oktober 1971 

1/4 (IV/4) — 520 10 — Fi 16/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über die weitere 
Finanzierung von Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Verkehrsverhältnisse der Gemein- 
den und des Bundesfernstraßenbaus 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen. 

Die Vorlage ist dem Herrn Präsidenten des Bundesrates am 
1. Oktober 1971 als besonders eilbedürftig zugeleitet worden. 
Die Stellungnahme des Bundesrates mit der Gegenäußerung 
der Bundesregierung wird nachgereicht werden. *) 

Brandt 


*) folgt als ^ Drucksache Vl/27d7 
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Entwurf eines Gesetzes über die weitere Finanzierung von 
Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrs Verhältnisse der 
Gemeinden und des Bundesfernstraßenhaus 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 
§ 1 

Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 

§ 2 des Mineralölsteuergesetzes 1964 in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 20. Dezember 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 1003), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 28. April 1971 zur Änderung des 
Mineralölsteuergesetzes 1964 und des Gesetzes zur 
Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 vom 
24, April 1967 (Bundesgesetzbl. 1971 I S, 377), wird 
wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 


„(1) Die Steuer beträgt 

1. für 1 hl Leichtöle oder mittel- 
schwere öle 39,00 DM 

2. für 100 kg Schweröle, Reinigungs- 
extrakte nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 
und Mineralöle der Nummer 

27.07 — G des Zolltarifs 43,65 DM 

3. für 100 kg Flüssiggas 52,25 DM 

4. für 100 kg 

a) Petrolkoks der Nummer 27.14 

— B des Zolltarifs 1,50 DM 

b) andere Mineralöle nach § 1 
Abs. 2 Nr. 7 

vom 1. Mai 1971 

bis 31. Dezember 1971 . . . 2,50 DM 

vom 1. Januar 1972 

bis 31. Dezember 1972 . . . 2,00 DM 

vom 1. Januar 1973 

bis 31. Dezember 1974 . . . 1,50 DM. 


Kraftstoffe nach § 1 Abs. 2 Nr. 6 unterliegen der 
gleichen Steuer nach Nummer 1 oder Nummer 2 
wie die Mineralöle, denen sie nach ihrer Be- 
schaffenheit am nächsten stehen." 

2. ln Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „Nrn. 2 und 
3" ersetzt durch: „Nrn. 2 bis 4". 

§ 2 

Übergangsbestimmungen 

(1) Bedingte Steuerschulden für Mineralöle er- 
höhen sich mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 


auf den Betrag, der sich bei Anwendung der Steuer- 
sätze nach § 1 ergibt. 

(2) Mineralöle, für die beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes eine unbedingte Steuerschuld besteht oder 

I Mineralölsteuer bereits entrichtet worden ist, unter- 
! liegen einer Nachsteuer. Sie beträgt 

1. für 1 hl Leichtöle und mittelschwere 

öle 4,00 DM, 

2. für 100 kg Schweröle, Reinigungs- 

extrakte nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 des 

i Mineralölsteuergesetzes 1964 und Mi- 

neralöle der Nummer 27.07 — G des 
Zolltarifs 4,80 DM, 

3. für 100 kg Flüssiggas 7,25 DM. 

(3) Die Steuerschuld nach den Sätzen des Absat- 
zes 2 entsteht mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. 
Steuerschuldner ist, wer das Mineralöl beim Inkraft- 
treten dieses Gesetzes besitzt. Bei Beständen, die 
sich in diesem Zeitpunkt im Versand befinden, geht 
die Steuerschuld mit dem Übergang des Besitzes 
auf den Empfänger über. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für den Anteil an 
i Mineralölen in Zubereitungen der Nummer 27.10 des 
j Zolltarifs sinngemäß. 

(5) Von der Nachsteuer befreit sind Mine- 
I ralöl und der Mineralölanteil in Zubereitungen 

der Tarif-Nr. 27.10 im Besitz eines Endverbrauchers 
in einer Menge, die dem Durchschnitt des Monats- 
verbrauchs in den letzten drei Kalendermonaten 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes entspricht, 
i Endverbraucher ist, wer das Mineralöl oder die Zube- 
j Teilungen der Tarif-Nr. 27.10 ausschließlich für ei- 
gene Zwecke verbraucht. Endverbraucher ist nicht, 
j wer im eigenen Betrieb Mineralöl oder Zubereitun- 
I gen der Tarif-Nr. 27.10 zur Herstellung von Treib- 
! oder Schmierstoffen verarbeitet. 

(6) Der Steuerschuldner hat das Mineralöl oder 
j den Mineralölanteil in Zubereitungen der Tarif- 

Nr. 27.10 binnen drei Wochen nach dem Inkrafttre- 
! ten dieses Gesetzes schriftlich der zuständigen Zoll- 
; stelle anzumelden. Die Nachsteuer ist ohne Anfor- 
I derung bis zum 10. des folgenden Monats, für nicht 
I ordnungsgemäß angemeldetes Mineralöl mit dem 
Ablauf der Anmeldefrist fällig, 

(7) Der Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen kann im Verwaltungswege auf Antrag zulassen, 
daß die Nachsteuer von Firmen, die über mindestens 

I fünf Betriebsstätten verfügen, für die sie Mineral- 
I ölsteuer zu entrichten haben, zentral bei der für 
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den Geschäftssitz zuständigen Zollstelle angemeldet I 
wird. Die zentrale Anmeldung zur Nachsteuer kann 
versagt werden, wenn am Geschäftssitz der Firma : 
kaufmännische Anschreibungen über die beim In- ! 
krattreten des Gesetzes vorhandenen oder im Ver- ' 
sand befindlichen Mengen an Erzeugnissen, die der | 
Nachsteuer unterliegen, nicht geführt werden. 

(8) Der Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen kann in Einzelfällen zulassen, daß bei der Be- 
rechnung der Nachsteuer für Mineralöle Durch- 
schnittsdichten, bei der Berechnung des Mineralöl- 
anteils in Zubereitungen der Tarif-Nr. 27.10 Durch- 
schnittssätze angewendet werden, wenn sich die i 
tatsächlichen, der Nachsteuer unterliegenden Men- j 
gen nur unter unzumutbarem Aufwand feststellen 
lassen. 

§ 3 

Bußgeldvorschriften 

Ordnungswidrig im Sinne des § 407 der Reichs- 
abgabenordnung handelt, wer vorsätzlich oder leicht- 
fertig entgegen § 2 Abs. 6 dieses Artikels die An- 
meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig abgibt. 

Artikel 2 

Zweckbindung des Mehraufkommens 
der Mineralölsteuer 

Das Mehraufkommen an Mineralölsteuer, das sich 
infolge der Änderung des § 2 Abs. 1 des Mineralöl- 
steuergesetzes durch Artikel 1 § 1 dieses Gesetzes 
ergibt, ist in Höhe von drei Vierteln zusätzlich zu 
den § 10 Abs. 1 des Gemeindeverkehrsfinanzierungs- 
gesetzes vom 18. März 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 239) bereitgestellten Mitteln aufgrund des Bun- 
deshaushaltsgesetzes nach näherer Bestimmung 
einer Vereinbarung zwischen dem Bund und den 
Ländern zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
der Gemeinden und in Höhe von einem Viertel zu- 
sätzlich zu den Mitteln nach Artikel 1 des Straßen- 
baufinanzierungsgesetzes in der Fassung des Ge- 
setzes über die Umstellung der Abgaben auf Mine- 
ralöl vom 20. Dezember 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 995) für Zwecke des Straßenwesens zu verwen- 
den. 

A r t i k e 1 3 j 

Änderung des Gasöl-Verwendungsgesetzes | 

— Landwirtschaft ; 

i 

Das Gasöl-Verwendungsgesetz — Landwirtschaft 
vom 22. Dezember 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 1339), 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des Gasöl- 
Verwendungsgesetzes — Landwirtschaft vom 8. Sep- 
tember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1589), wird wie 
folgt geändert: 

,In § 3 wird die Angabe „32,15 Deutsche Mark" er- 
setzt durch „36,15 Deutsche Mark".' 


Artikel 4 

§ 1 

Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Januar 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1), zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes vom 
20. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1393), wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 2 wird hinter Nummer 7 folgende Num- 
mer 7 a eingefügt: 

„7a. Fahrzeugen, solange sie ausschließlich für 
die Zustellung oder Abholung von Behältern 
mit einem Rauminhalt von fünf Kubikmetern 
oder mehr oder von auswechselbaren Auf- 
bauten verwendet werden, die im Vor- oder 
Nachlauf mit der Eisenbahn befördert wor- 
den sind oder befördert werden,". 

2. Hinter § 2 wird folgender § 2 a eingefügt: 

,.§ 2 a 

Erstattung der Steuer im Huckepackverkehr 

(1) Die Steuer ist auf Antrag für einen Zeit- 
raum von zwölf Monaten, gerechnet vom Be- 
ginn eines Entrichtungszeitraums, zu erstatten, 
wenn das Fahrzeug während dieses Zeitraums 
bei mehr als 124 Fahrten beladen oder leer auf 
einem Teil der jeweils zurückgelegten Strecke 
im Huckepackverkehr (§ 3 Abs. 2 des Güter- 
kraftverkehrsgesetzes) mit der Eisenbahn be- 
fördert worden ist. 

(2) Der Nachweis, daß die Voraussetzungen 
für die Erstattung der Steuer erfüllt sind, ist für 
jedes Fahrzeug durch fortlaufende Aufzeichnun- 
gen über die Verwendung im Huckepackverkehr 
zu erbringen, deren Richtigkeit für jede Fahrt 
von der Deutschen Bundesbahn zu bescheinigen 
ist." 

3. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 5 erhält folgende Fassung; 

„5. alle anderen Fahr- 


zeuge mit 
als zwei Achsen 
von dem Gesamt- 
gewicht 

nicht mehr mehr 

bis zu 2 000 kg 

22,00 DM 

22,00 DM 

über 2 000 kg 
bis zu 3 000 kg 

23,50 DM 

23,50 DM 

über 3 000 kg 
bis zu 4 000 kg 

25,00 DM 

25,00 DM 

über 4 000 kg 
bis zu 5 000 kg 

26,50 DM 

26,50 DM 

über 5 000 kg 
bis zu 6 000 kg 

28,00 DM 

28,00 DM 

über 6 000 kg 
bis zu 7 000 kg 

29,50 DM 

29,50 DM 
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über 7 000 kg 


bis zu 8 000 kg 

31,00 DM 

31,00 DM 

über 8 000 kg 
bis zu 9 000 kg 

32,50 DM 

32,50 DM 

über 9 000 kg 
bis zu 10 000 kg 

34,00 DM 

34,00 DM 

über 10 000 kg 
bis zu 1 1 000 kg 

35,50 DM 

35,50 DM 

über 1 1 000 kg 
bis zu 12 000 kg 

37,00 DM 

37,00 DM 

über 12 000 kg 
bis zu 13 000 kg 

55,00 DM 

38,50 DM 

über 13 000 kg 
bis zu 14 000 kg 

73,00 DM 

51,10DM 

über 14 000 kg 
bis zu 15 000 kg 

91,00 DM 

63,70 DM 

über 15 000 kg 
bis zu 16 000 kg 

109,00 DM 

76,30 DM 

über 16 000 kg 
bis zu 17 000 kg 

127,00 DM 

88,90 DM 

über 17 000 kg 
bis zu 18 000 kg 

145,00 DM 

101,50 DM 

über 18 000 kg 
bis zu 19 000 kg 

163,00 DM 

114,10DM 

über 19 000 kg 
bis zu 20 000 kg 

181,00 DM 

126,70 DM 

über 20 000 kg 
bis zu 21 000 kg 

199,00 DM 

139,30 DM 

über 21 000 kg 
bis zu 22 000 kg 

217,00 DM 

151,90 DM 

über 22 000 kg 

insgesamt jedoch 
nicht mehr als 

8 000 DM." 

235,00 DM 

164,50 DM 


b) Absatz 2 wird gestrichen, die Absätze 3 und 4 
werden Absätze 2 und 3. 

c) Der neue Absatz 2 Nr. 2 erhält folgende 
Fassung: 

„2. bei allen anderen 

Fahrzeugen mit nicht mehr mehr 

als zwei Achsen 

und einem 

zulässigen 

Gesamtgewicht von 

a) nicht mehr als 

7 500 kg 3,00 DM 3,00 DM 


b) mehr als 

7 500 kg und’ 

nicht mehr als 

15 000 kg 10,00 DM 10,00 DM 

c) mehr als 

15 000 kg und 

nicht mehr als 

20 000 kg 25,00 DM 20,00 DM 

d) mehr als 

20 000 kg 45,00 DM 36,00 DM 

Für diese Fahrzeuge ist der Nachweis des 
zulässigen Gesamtgewichts, sofern sich 
dieses nicht aus dem Zulassungsschein er- 
gibt, durch eine amtliche Bescheinigung 
zu erbringen. Die Bescheinigung muß die 
Identität und das zulässige Gesamtgewicht 
eindeutig nachweisen; sie ist in deutscher 
Sprache abzufassen." 

§ 2 

Ubergangsregelung 

Hat die Höhe der zu entrichtenden Kraftfahrzeug- 
steuer sich auf Grund dieses Gesetzes geändert, so 
ist die Mehrsteuer für die Zeit vom Inkrafttreten 
des Gesetzes bis zur nächsten Fälligkeit besonders 
festzusetzen, wenn die Steuer für einen Zeitraum 
entrichtet ist oder zu entrichten war, der vor dem 
Inkrafttreten des Gesetzes begonnen hat und da- 
nach endet. Dabei ist für jeden Tag ein Dreihundert- 
sechzigstel des Betrages anzusetzen, um den die 
Jahressteuer sich erhöht hat. Entsprechendes gilt, 
wenn sich aufgrund dieses Gesetzes eine Minder- 
steuer ergibt. 

Artikel 5 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
^ und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
I gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 

I auch im Land Berlin. 

Artikel 6 

! Inkrafttreten 

I 

Artikel 4 § 1 Nr. 3 und § 2 treten am 1. April 1972, 
im übrigen tritt das Gesetz am 1. Januar 1972 in 
i Kraft. 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

Durch das Steueränderungsgesetz 1966 wurde mit 
Wirkung vom 1. Januar 1967 erstmals ein Anteil 
des Mineralölsteueraufkommens für Maßnahmen 
zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Ge^ 
meinden zweckgebunden. Für die Verwendung der 
Mittel waren zunächst Richtlinien maßgebend. Ab 

1. Januar 1971 wurden die Richtlinien durch das Ge- 
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz vom 18. März 
1971 abgelöst. Nach Inkrafttreten der neuen Finan- 
zierungsgrundlage zeigte es sich, daß der neuge- 
schaffene Rahmen aber nicht ausreichte, um den 
steigenden Anforderungen gerecht zu werden. Mit 
den z. Z. verfügbaren Mitteln ist es nicht möglich, 
die laufenden Maßnahmen voll zu finanzieren. 
Dringliche neue Maßnahmen können nur zögernd 
und nur in bescheidenem Rahmen begonnen wer- 
den. Die Bundesregierung hat sich daher in Über- 
einstimmung mit den Forderungen der kommunalen 
Spitzenverbände dazu entschlossen, zusätzliche Mit- 
tel zur weiteren Förderung der gemeindlichen Ver- 
kehrsverhältnisse bereitzustellen. 

Mit dem Gesetzentwurf werden mehrere Ziele an- 
gestrebt: 

— • Die Bundesregierung mißt dem verstärkten Aus- 
bau der Verkehrsinfrastruktur in den Gemeinden 
große Bedeutung zu. Deshalb sollen drei Viertel 
des Aufkommens der Mineralölsteuererhöhung 
zusätzlich zu den Mitteln nach § 10 Abs. 1 des 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes vom 18. 
März 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 239) bereitge- 
stellten Mitteln zur Verbesserung der Verkehrs- 
verhältnisse der Gemeinden verwendet werden. 

Bereitstellung und Verwendung der Mittel sollen 
durch Verwaltungsvereinbarung mit den Län- 
dern in Anlehnung an die Vorschriften des Ge- 
meindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (a. a, O.) 
geregelt werden. 

— Da die bisher in der mehrjährigen Finanzplanung 
für den Bundesfernstraßenbau zur Verfügung 
stehenden Mittel bei weitem nicht ausreichen, 
um das Bundesfernstraßennetz den Vorstellun- 
gen der Bundesregierung entsprechend aufzu- 
bauen, soll das restliche Viertel des Mehrauf- 
kommens aus der Mineralölsteuer dem Bund für 
Zwecke des Straßenwesens zur Verfügung ste- 
hen. 

— • Bei der Kraftfahrzeugsteuer soll die Progression 
der Steuersätze für Nutzfahrzeuge über 12 Ton- 
nen Gesamtgewicht verstärkt werden, womit 
dem Gesichtspunkt einer angemesseneren Zu- 
lastung der Wegekosten Rechnung getragen wer- 
den soll. Vor allem sollen den Ländern weitere 
Mittel zugeführt werden, die sie zur Verbesse- 
rung der Verkehrsverhältnisse einsetzen können. 
Gleichzeitig soll mit dieser Steuererhöhung eine 


weitere Transportverlagerung von der Schiene 
auf die Straße verhindert werden, die wegen des 
Auslaufens des Straßengüterverkehrsteuergeset- 
zes vom 28. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1461) zu erwarten wäre. 

1 . Mineralölsteuer 

Die Mineralölsteuer soll am 1. Januar 1972 für Ver- 
gaserkraftstoff, Schweröle (hauptsächlich Diesel- 
kraftstoff) und für Flüssiggas um 4 Pf/1 erhöht wer- 
den. Dem entsprechen die im Entwurf aufgeführten 
Steuersätze einschließlich der Nachsteuer. Dieses 
Mehraufkommen wird zu 75 v. H. zur Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden und zu 
25 V. H. für den Bundesfernstraßenbau zweckgebun- 
den. 

2. Kraftfahrzeugsteuer 

Mit den vorgesehenen Maßnahmen wird das Auf- 
kommen der Kraftfahrzeugsteuer um rd. 250 Millio- 
nen DM jährlich erhöht. Es wird erwartet, daß diese 
Mittel von den Ländern für den Ausbau der in der 
Baulast der Länder und Gemeinden stehenden Ver- 
kehrsinfrastruktur zusätzlich verwandt werden. 
Durch die Gesetzesänderung wird zugleich für den 
Bereich der Nutzfahrzeuge dem Ersuchen des Bun- 
destages entsprochen, ihm Vorschläge darüber zuzu- 
leiten, ob und wie eine Umstrukturierung der steuer- 
lichen Belastung für Kraftfahrzeuge möglich ist (vgl. 
Drucksache Vl/2054 vom 1. April 1971). 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
hat am 17. Juli 1968 einen Vorschlag für eine erste 
Richtlinie zur Anpassung der nationalen Systeme der 
Steuern für Nutzfahrzeuge (Drucksache V/3206) vor- 
gelegt. Es läßt sich noch nicht absehen, wie und 
wann diese Richtlinie verabschiedet werden wird. 
Unbeschadet ihrer endgültigen Fassung ergibt sich 
jedoch schon aus der bisherigen Erörterung des Vor- 
schlages die Notwendigkeit, in Fortentwicklung des 
bestehenden nationalen Tarifsystems die Progres- 
sion der Steuersätze für Fahrzeuge von mehr als 
12 t Gesamtgewicht bei gleichzeitiger Ermäßigung 
für drei- und mehrachsige Fahrzeuge weiter zu ver- 
stärken, Diese Maßnahme soll möglichst im An- 
schluß an den Wegfall der Straßengüterverkehr- 
steuer wirksam werden, damit nicht Verkehrsverla- 
gerungen von der Schiene zur Straße eintreten. 

3. Preispolitische Auswirkungen 

Bei der Beurteilung der preispolitischen Auswirkun- 
gen muß beachtet werden, daß der Belastung aus er- 
höhter Mineralölsteuer und Kraftfahrzeugsteuer eine 
Entlastung durch Wegfall der Straßengüterverkehr- 
steuer gegenübersteht. 
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Besonderer Teil 

Zu den einzelnen Bestimmungen wird bemerkt: 

Zu Artikel 1 
Zu§ 1 

Die Mineralölsteuer für Vergaserkraftstoff, für 
Schweröl (hauptsächlich Dieselkraftstoff) und für 
Flüssiggas wird einheitlich um 4 Pf/1 erhöht. 

Die Erhöhung der Steuer führt voraussichtlich zu den 
folgenden Mehreinnahmen: 

1972 rd. 1,3 Mrd. DM, 

1973 rd. 1,5 Mrd. DM und 

1974 rd. 1,6 Mrd. DM. 

Dabei ist berücksichtigt, daß sich die Erhöhung we- 
gen der Zahlungsfristen der Mineralölsteuer im 
ersten Jahr der Rechtsänderung nicht voll auswirkt. 
Die übrigen Änderungen in § 1 sind redaktioneller 
Art. 

Zu §2 

Die Anhebung der Steuer würde zu Vorratskäufen 
und Vorausversteuerungen in erheblichem Ausmaß 
führen. Dadurch würde nicht nur der Eingang der 
erhöhten Steuer gefährdet, es würden sich auch Vor- 
teile für solche Unternehmen ergeben, die über 
große Lagerkapazitäten verfügen. Dies wird durch 
die vorgesehene Nachsteuer verhindert. Bedingte 
Steuerschulden erhöhen sich mit dem Inkrafttreten 
des Gesetzes auf die höhere Belastung; werden sie 
unbedingt, so ist der erhöhte Steuersatz zu zahlen. 

Versteuerte Mineralöle sind mit der Differenz, die 
sich aus der alten und der neuen Steuerbelastung 
ergibt, nachzuversteuern. Die Nachsteuer wird auch 
für Schmierstoffe erhoben, die mit ihrem Mineralöl- 
gehalt der Anteilsteuer unterlegen haben oder die 
mit versteuertem Mineralöl hergestellt worden sind. 

Endverbraucher sollen nur dann zur Nachsteuer 
herangezogen werden, wenn sie über Vorräte ver- 
fügen, die einen Monatsbedarf übersteigen. Damit 
wird einerseits ein unvertretbarer Verwaltungsauf- 
wand für kleine Nachforderungen vermieden, an- 
dererseits wird eine auf Steuerersparnis gerichtete 
Bevorratung verhindert. 

Die Ermächtigungen sollen den BMWF in die Lage 
versetzen, das Verfahren für die Nachversteuerung 
möglichst einfach zu gestalten. Da es nur für die 
einmalige Erhebung der Nachsteuer gilt, ist die Re- 
gelung im Verwaltungswege zweckmäßig. 

Zu § 3 

Um den Zweck der Nachsteuer zu erreichen, ist es 
erforderlich, die Verletzung der durch das Gesetz be- 
gründeten Anmeldepflicht für die Nachsteuer als 
Verbrauchsteuergefährdung ahnden zu können. 

Zu Artikel 2 

Hier wird die Verwendung der zusätzlich aufkom- 
menden Mittel festgelegt. Drei Viertel des Mineral- 


ölsteueraufkommens werden für die weitere Ver- 
besserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden 
in Anspruch genommen. Ein Viertel entfällt auf die 
Finanzierung des Bundesfernstraßenbaus. 

Die Mittel für die Gemeinden werden zur Verstär- 
kung der Förderungsmaßnahmen nach dem Ge- 
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz als zusätzliche 
Finanzhilfen des Bundes auf Grund einer zwischen 
dem Bund und den Ländern abzuschließenden Ver- 
waltungsvereinbarung zur Verfügung gestellt. 

Zu Artikel 3 

Die Erhöhung der Beihilfe von 32,15 DM je 100 Liter 
Gasöl auf 36,15 DM je 100 Liter ist erforderlich, 
damit der Landwirtschaft die bisherige Verbilli- 
gungsspanne erhalten bleibt. 

Zu Artikel 4 
Zu§ 1 

Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
Nummer 1 

Der Förderung des kombinierten Schienen-Straßen- 
Verkehrs kommt im Hinblick auf die Straßenent- 
lastung besondere Bedeutung zu. Als Starthilfe 
werden von der Bundesregierung bis zum Ablauf 
des Jahres 1972 jährlich 250 Millionen DM für In- 
vestitionen im Gleisanschlußverkehr und im kom- 
binierten Verkehr zur Verfügung gestellt. Die Be- 
freiung von der Kraftfahrzeugsteuer soll einen 
Anreiz zum vermehrten Einsatz von Fahrzeugen im 
kombinierten Verkehr geben. 

Nummer 2 

Die Begründung für die Steuerbefreiung nach Num- 
mer 1 trifft auch für Nummer 2 zu. Die Form der 
Steuererstattung wurde gewählt, weil die Kraftfahr- 
zeugsteuer im voraus zu entrichten ist und regel- 
mäßig nicht vorauszusehen ist, in welchem Umfang 
ein Kraftfahrzeug oder Kraftfahrzeuganhänger im 
Huckepackverkehr verwendet wird. Der für die be- 
absichtigte Verkehrslenkung erforderliche Umfang 
soll — auch aus Verwaltungsgründen — in einem 
Zwölfmonatszeitraum festgestellt werden. 

Die Steuerbefreiungen und -erstattungen nach den 
Nummern 1 und 2 führen voraussichtlich zu einem 
Steuerausfall von jährlich rd. 5 Millionen DM. 

Nummer 3 Buchstabe a 

Um die Kraftfahrzeugsteuer für Nutzfahrzeuge bes- 
ser an den Wegekosten zu orientieren, wird die 
Progression der Steuersätze für Fahrzeuge über 12 t 
Gesamtgewicht verstärkt. Zugleich wird eine der 
geringeren Beanspruchung der Straßen entspre- 
chende Ermäßigung *) für Fahrzeuge mit mehr als 
zwei Achsen herbeigeführt. Der Höchstbetrag der 
Jahressteuer ist auf 8000 DM limitiert worden, da- 
mit die Steuer für überschwere Fahrzeuge, die bisher 
I Steuerermäßigung genossen, tragbar bleibt. 

! *) dieser Progression 
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Das Mehraufkommen aus der Änderung des Steuer- 
tarifs wird voraussichtlich jährlich rd, 220 Millionen 
DM betragen. 

Nummer 3 Buchstabe b 

Durch diese Vorschrift werden die bestehenden Ta- 
rifermäßigungen aufgehoben. 

aa) Die Steuerermäßigung um 25 v. H. für Sattel- 
auflieger sollte einen Anreiz zum Einsatz von 
Sattelzügen geben. Die Annahme, daß Sattel- 
züge verkehrssicherer seien als Züge atis Last- 
kraftwagen und Anhänger, hat sich jedoch nicht 
bestätigt. Deshalb ist diese Begünstigung nicht 
mehr vertretbar. Auch im Rahmen der Steuer- 
harmonisierung wird nach den Beratungen in 
der EG über eine wegekostenorientierte Be- 
steuerung der Nutzfahrzeuge für eine Begün- 
stigung der Sattelauflieger kein Raum mehr 
bleiben. 

Das Mehraufkommen aus der Aufhebung dieser 
Steuerermäßigung beträgt jährlich rd. 30 Mil- 
lionen DM. 

bb) Die Steuerermäßigung um 50 v. H. für Kraft- 
fahrzeuganhänger zur Durchführung vonSchwer- 
und Großtransporten ist ebenfalls nicht mehr 
begründet. Bei diesen Anhängern handelt es 
sich um Fahrzeuge, die die zulässigen Achs- 
lasten und Gesamtgewichte überschreiten und 
deshalb nur aufgrund von Ausnahmegenehmi- j 
gungen am Verkehr teilnehmen dürfen. Eine 
steuerliche Bevorzugung der überschweren An- l 
bänger ist aus Steuer- und verkchrspolitischen 
Gründen nicht länger zu rechtfertigen. Auch 
diese Ermäßigung wäre im übrigen nadr dem 
Richtlinienvorschlag der Kommission der EG 
nicht mehr zulässig. 

cc) Die Steuerermäßigung für Speziallastkraft- 
wagen auf Baustellen ist aufgehoben, weil eine 
weitere Begünstigung der Bauwirtschaft weder j 
wirtschaftspolitisch notwendig noch mit dem | 


Erfordernis der Steuergerechtigkeit vereinbar 
erscheint. Die Ermäßigungsvorschrift ist auch 
insofern bedenklich, weil die widerrechtliche 
Inanspruchnahme der Begünstigung praktisch 
nicht kontrolliert werden kann und die Vor- 
schrift Anlaß zu Berufungen für ähnliche Fahr- 
zeuggruppen gibt. 

Das Mehraufkommen aus der Beseitigung der 
Steuerermäßigungen zu bb) und cc) beträgt jährlich 
rd. 5 Millionen DM. 

Nummer 3 Buchstabe c 

Mit dieser Änderung wird die Besteuerung der im 
ausländischen Zulassungsverfahren zugelassenen 
Fahrzeuge an die geänderte Besteuerung der inlän- 
dischen Fahrzeuge angeglichen. 

Zu §2 

Ubergangsregelung 

Die Übergangsregelung ist erforderlich, damit die 
Steueränderungen auf Grund des § 1 auch in den 
Fällen einheitlich durchgeführt werden können, in 
denen Besteuerungszeiträume, die bereits vor dem 
Inkrafttreten des Gesetzes begonnen haben, erst 
nach seinem Inkrafttreten enden. 

Einer zeitlichen Verschiebung des Inkrafttretens 
steht der aus Wettbewerbsgründen gebotene An- 
schluß der tarifarischen Maßnahmen an dem Weg- 
fall der Straßengüterverkehrsteuer entgegen. 

Zu Artikel 5 

Das Gesetz soll auch für Berlin gelten. 

Zu Artikel 6 

Der Artikel 6 sieht vor, daß die Erhöhung der Kraft- 
fahrzeugsteuer am 1. April 1972 und das Gesetz im 
übrigen am 1. Januar 1972 in Kraft tritt. 
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